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Einfache Anfrage 
„Thurgauer Staatsanwaltschaft ausser Rand und Band? “ 
 
Die Staatsanwaltschaft des Kantons Thurgau ist schon länger im Fokus der Politik. Zu-
nächst wurden unüblich viele überjährige Pendenzen kritisiert. Diese Situation verbes-
serte sich, doch anschliessend kamen verschiedene fragwürdige Fälle ans Tageslicht, 
welche die Thurgauer Staatsanwaltschaft gar in den Fokus der nationalen Presse rück-
ten. Trotzdem lehnte der Grosse Rat die Einführung einer fachlichen Aufsicht über die 
Staatsanwaltschaft ab. Die Situation wurde aber nicht besser – im Gegenteil: Am 20. 
Februar 2017 war www.blick.ch zu entnehmen, dass Oberstaatsanwalt Andreas Zuber 
und seine Stellvertreterin Linda Sulzer vom Bundesgericht im Fall Kümmertshausen 
abgesetzt wurden, weil sie „zahlreiche und teilweise krasse Verfahrensfehler“ begangen 
hatten: So wurde offenbar ein Strafverteidiger, welcher seinen Auftrag zu gut machte 
und daher der Staatsanwaltschaft nicht genehm war, kurzerhand abgesetzt. Dann 
mussten Gerichte eine separate Anklage und ein separates Urteil gegen einen Mitbe-
schuldigten aufheben, weil dieser nicht nur als Gehilfe, sondern als Haupttäter in Frage 
kommt. Und kürzlich war zu erfahren, dass die Staatsanwaltschaft mit diesem Beschul-
digten offenbar heimlich in amerikanischer Kronzeugen-Manier zusammengearbeitet 
hatte. SRF berichtet am 16. März 2017 gar von „Geheimdeals“. In diesem Zusammen-
hang bitte ich den Regierungsrat um Beantwortung folgender Fragen:  
1. Welche Qualitätskontrolle besteht bei der Staatsanwaltschaft? Gaben obige Ereig-

nisse Anlass zu Änderungen? Wenn ja, welche? 
2. Welche anderen Massnahmen wurden in der Staatsanwaltschaft nach diesen Vorfäl-

len ergriffen? Hatte der Fall intern organisatorische, disziplinarische oder weiterge-
hende Konsequenzen für die verantwortlichen Personen und ihre Vorgesetzten? 

3. Wie hoch sind die Kosten, welche der Allgemeinheit durch das fehlerhafte Handeln 
der Staatsanwaltschaft verursacht werden (Mehraufwand im Vergleich zur fehler-
freien Verfahrensführung durch die Staatsanwaltschaft, d. h. Prozesse bis vor Bun-
desgericht mit Kantonskosten auf beiden Seiten; Verschiebung von Gerichtsprozes-
sen über Monate hinweg; Neuaufrollen von aufwändigen Fällen etc.)?  

4. Wie steht der Regierungsrat zum Umstand, dass die Staatsanwaltschaft genau im 
Zeitpunkt des Bekanntwerdens der oben aufgeführten Mängel einen Informationsan-
lass für Kantonsräte unter Ausschluss der Medien durchführte? 

5. Für alles staatliche Handeln braucht es ein Gesetz: Basierend auf welcher gesetzli-
chen Grundlage hielt die Staatsanwaltschaft die Informationsveranstaltung (inkl. Mit-
tagessen und Dessert) ab? Wie hoch waren die Kosten des Anlasses (inkl. interne 
Personalkosten und Vorbereitung)? 

6. Während die externe, gerichtliche Kontrolle der Arbeit der Staatsanwaltschaft zu 
funktionieren scheint, scheint bei der Führung (insb. interne Qualitätskontrolle) in 
dieser einiges im Argen zu liegen: Wäre aus Sicht des Regierungsrates ein umfas-
sender personeller Neuanfang nicht zielführend? 

 
Für die transparente Beantwortung der Fragen danke ich im Voraus.  
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